
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Fa. Schembs GmbH, Bruckwiesenstraße 17, 90441 Nürnberg
I. Geltungsbereich

(1) Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Auftragnehmers erfolgen
ausschließlich auf der Grundlage dieser Geschäftsbedingungen. Sie gelten
auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals
ausdrücklich vereinbart werden. Abweichende Regelungen bedürfen der
schriftlichen Bestätigung.
(2) Diese Geschäftsbedingungen gelten für alle Arten von Verträgen, gleich-
gültig ob es sich um einen Werkvertrag, Werklieferungsvertrag oder
Kaufvertrag handelt. 

II. Vertragsschluss/Preise
(1) Die Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich.
(2) Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise gelten unter dem
Vorbehalt, dass die der Angebotsabgabe zugrunde gelegten Auftragsdaten
unverändert bleiben, längstens jedoch vier Monate nach Eingang des
Angebotes beim Auftraggeber. Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine
Mehrwertsteuer und gelten ab Werk. Sie schließen Verpackung, Fracht, Porto,
Versicherung und sonstige Versandkosten nicht ein, es sei denn es wurde aus-
drücklich Abweichendes vereinbart. Der Auftragnehmer bestimmt die Art der
Verpackung. Wenn die Versandkosten von ihm getragen werden, bestimmt er
auch die Art des Versandes. Eilversand oder sonstige Versandarten und/oder
Verpackungen auf Sonderwunsch des Auftraggebers gehen in jedem Fall zu
seinen Lasten. Zusätzliche Lieferungen und Leistungen werden gesondert in
Rechnung gestellt. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller als
Auftraggeber, so weit keine anderweitige ausdrückliche Vereinbarung getroffen
wurde.
(3) Änderungen nach der Druckfreigabe - bei Druckaufträgen - auf
Veranlassung des Auftraggebers werden dem Auftraggeber berechnet 
(4) Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrekturabzüge, Ände-
rung/Bearbeitung angelieferter/übertragener Daten und ähnliche Vorarbeiten,
die vom Auftraggeber veranlasst sind, werden berechnet. Gleiches gilt für
Datenübertragungen (ISDN, Internet). Zeichnungen, Abbildungen, Maße,
Gewichte oder sonstige Leistungsdaten sind nur verbindlich, wenn dies aus-
drücklich schriftlich vereinbart wird.
(5) Sofern der Auftraggeber Daten per ISDN oder Internet übermittelt, kommt
ein Auftrag erst zustande, wenn dem Auftragnehmer ein gesonderter Auftrag
erteilt und ein Kontrollausdruck vorgelegt wird.

III. Zahlung
(1) Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung ohne jeden Abzug zu
erfolgen. Die Rechnung wird unter dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder
Lieferbereitschaft (Holschuld, Annahmeverzug) ausgestellt. Eine etwaige
Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf Fracht, Porto, Versicherung oder
sonstige Versandkosten.
Ein Skontoabzug von neuen Rechnungen ist unzulässig, soweit ältere fällige
Rechnungen noch unbeglichen sind. Maßgebend für die Einhaltung von
Zahlungsfristen ist der Zahlungseingang auf unsere Konten.
Wechsel werden nur nach besonderer Vereinbarung und zahlungshalber ohne
Skontogewährung angenommen. Diskont und Spesen trägt der Auftraggeber.
Sie sind vom Auftraggeber sofort zu zahlen. Für die rechtzeitige Vorlegung,
Protestierung, Benachrichtigung und Zurückleitung des Wechsels bei
Nichteinlösung haftet der Auftragnehmer nicht, sofern ihm oder seinem
Erfüllungsgehilfen nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fallen.
(2) Bei druckbedingten Vorleistungen kann angemessene Vorauszahlung ver-
langt werden.
(3) Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen oder rechtskräftig fest-
gestellten Forderung aufrechnen. Einem Auftraggeber, der Vollkaufmann im
Sinne des HGB ist, stehen Zurückbehaltungsrechte nicht zu. Die Rechte nach
§ 320 BGB bleiben jedoch erhalten, solange und soweit der Auftragnehmer
seinen Verpflichtungen nach Abschnitt VI. (3) nicht nachgekommen ist.
(4) Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruches wegen einer nach
Vertragsschluss eingetretenen oder bekannt gewordenen Verschlechterung
der Vermögensverhältnisse des Auftraggebers gefährdet, so kann der Auftrag-
nehmer Vorauszahlung verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware zurückbehal-
ten sowie die Weiterarbeit einstellen. Diese Rechte stehen dem Auftragnehmer
auch zu, wenn der Auftraggeber sich mit der Bezahlung von Lieferungen in
Verzug befindet, die auf demselben rechtlichen Verhältnis beruhen.
(5) Hält der Auftraggeber die vereinbarten Zahlungsbedingungen nicht ein oder
muss der Auftragnehmer aufgrund der wirtschaftlichen Verhältnisse des
Auftraggebers seine Ansprüche als gefährdet ansehen, so darf der
Auftragnehmer seine Gesamtforderung sofort fällig stellen. 
(6)  Der Auftraggeber gerät, soweit nicht anderweitig vereinbart, mit Ablauf von
30 Tagen nach Zugang der Rechnung in Zahlungsverzug, ohne dass es hier-
für einer Mahnung bedarf. Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Auftraggeber
berechtigt, Zinsen in Höhe von 8 % p. a. über dem Basiszinssatz nach § 247
BGB zu verlangen. Die Geltendmachung weiteren Verzugsschadens wird hier-
durch nicht ausgeschlossen.

IV. Lieferung
(1) Hat sich der Auftragnehmer zum Versand verpflichtet, so nimmt er diesen
für den Auftraggeber mit der gebotenen Sorgfalt vor, haftet jedoch nur für
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Die Gefahr geht auf den Auftraggeber über,
sobald die Sendung an die den Transport durchführende Person übergeben
worden ist.

(2) Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragnehmer ausdrücklich
bestätigt werden. Wird der Vertrag schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die
Bestätigung über den Liefertermin der Schriftform. Der Auftragnehmer ist
jederzeit zu Teillieferungen und Teilleistungen berechtigt.
(3) Gerät der Auftragnehmer in Verzug, so ist ihm zunächst eine angemesse-
ne Nachfrist zu gewähren. Nach fruchtlosem Ablauf der Nachfrist kann der
Auftraggeber vom Vertrag zurücktreten. § 361 BGB bleibt unberührt.
(4) Betriebsstörungen – sowohl im Betrieb des Auftragnehmers als auch in
dem eines Zulieferers oder der Druckerein – insbesondere Streik, Aussperrung
sowie alle sonstigen Fälle höherer Gewalt, berechtigen nicht zur Kündigung
des Vertragsverhältnisses. Die Grundsätze über den Wegfall der
Geschäftsgrundlage bleiben unberührt. Liefer- und Leistungsverzögerungen
aufgrund von Ereignissen, die dem Auftragnehmer die Lieferung wesentlich
erschweren oder unmöglich machen, wie behördliche Anordnungen, auch
nachträglich eingetretene Materialbeschaffungsschwierigkeiten hat der
Auftragnehmer auch bei verbindlich vereinbarten Fristen und Terminen nicht zu
vertreten. 

V. Eigentumsvorbehalt
(1) Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum des
Auftragnehmers.
(2) Die nachfolgenden Regelungen gelten nur im kaufmännischen Verkehr:
Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezahlung aller zum
Rechnungsdatum bestehenden Forderungen des Auftragnehmers gegen den
Auftraggeber sein Eigentum. Zur Weiterveräußerung ist der Auftraggeber nur
im ordnungsgemäßen Geschäftsgang berechtigt. Der Auftraggeber tritt seine
Forderungen aus der Weiterveräußerung hierdurch an den Auftragnehmer ab.
Der Auftragnehmer nimmt die Abtretung hiermit an. Spätestens im Falle des
Verzugs ist der Auftraggeber verpflichtet, den Schuldner der abgetretenen
Forderung zu nennen. Übersteigt der Wert der für den Auftragnehmer beste-
henden Sicherheiten dessen Forderungen insgesamt um mehr als 20 %, so ist
der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers oder eines durch die
Übersicherung des Auftragnehmers beeinträchtigten Dritten insoweit zur
Freigabe von Sicherungen nach Wahl des Auftragnehmers verpflichtet.
(3) Bei Be- oder Verarbeitung vom Auftragnehmer und in dessen Eigentum ste-
hender Waren ist der Auftragnehmer als Hersteller gemäß § 950 BGB anzu-
sehen und behält in jedem Zeitpunkt der Verarbeitung Eigentum an den
Erzeugnissen. Sind Dritte an der Be- oder Verarbeitung beteiligt, ist der
Auftragnehmer auf einen Miteigentumsanteil in Höhe des Rechnungswertes
der Vorbehaltsware beschränkt. Das so erworbene Eigentum gilt als
Vorbehaltseigentum.
(4) Bei Zugriffen Dritter auf Vorbehaltsware ist der Auftraggeber verpflichtet, auf
das Eigentum des Auftragnehmers hinzuweisen und diesen sofort zu benach-
richtigen.

VI. Beanstandungen, Gewährleistungen
(1) Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der gelieferten Ware sowie der
zur Korrektur übersandten Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall zu prü-
fen. Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der Druckreiferklärung/Fertigungs-
reiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es sich nicht um Fehler han-
delt, die erst in dem sich an die Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung
anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden
konnten. Das gleiche gilt für alle sonstigen Freigabeerklärungen des
Auftraggebers.
(2) Beanstandungen sind nur innerhalb einer Woche nach Empfang der Ware
zulässig. Versteckte Mängel, die nach der unverzüglichen Untersuchung nicht
zu finden sind, müssen innerhalb der gesetzlichen Gewährleistungsfrist gel-
tend gemacht werden.
(3) Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer nach seiner Wahl
unter Ausschluss anderer Ansprüche zur Nachbesserung und/oder
Ersatzlieferung verpflichtet, und zwar bis zur Höhe des Auftragswertes, es sei
denn, eine zugesicherte Eigenschaft fehlt oder dem Auftragnehmer oder sei-
nem Erfüllungsgehilfen fallen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last. Das
Gleiche gilt für den Fall einer berechtigten Beanstandung der Nachbesserung
oder Ersatzlieferung. Im Falle verzögerter, unterlassener oder misslungener
Nachbesserung oder Ersatzlieferung kann der Auftraggeber Herabsetzung der
Vergütung (Minderung) oder Rückgängigmachung des Vertrages (Wandlung)
verlangen.
(4) Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur
Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass die Teillieferung für
den Auftraggeber ohne Interesse ist.
(5) Bei farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können gering-
fügige Abweichungen vom Original nicht beanstandet werden. Das Gleiche gilt
für den Vergleich zwischen sonstigen Vorlagen (z. B. Digital-Proofs,
Andrucken) und dem Endprodukt.
(6) Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetzten Materials haftet
der Auftragnehmer nur bis zur Höhe der eigenen Ansprüche gegen den jewei-
ligen Zulieferanten, bzw. die Druckerei. In einem solchen Fall ist der
Auftragnehmer von seiner Haftung befreit, wenn er seine Ansprüche gegen die
Zulieferanten an den Auftraggeber abtritt. Der Auftragnehmer haftet, soweit
Ansprüche gegen den Zulieferanten durch Verschulden des Auftragnehmers
nicht bestehen oder nicht durchsetzbar sind.
(7) Zulieferungen (auch Datenträger, übertragene Daten) durch den Auftrag-
geber oder durch einen von ihm eingeschalteten Dritten unterliegen keiner

Prüfungspflicht seitens des Auftragnehmers. Bei Datenübertragungen hat der
Auftraggeber vor Übersendung jeweils dem neuesten Stand entsprechende
Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. Die Datensicherung obliegt
allein dem Auftraggeber. Der Auftragnehmer ist berechtigt, eine Kopie anzu-
fertigen.
(8) Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 15 % der bestellten Menge bei Druck-
auflagen können nicht beanstandet werden. Berechnet wird die gelieferte
Menge.

VII.Haftung
(1) Der Auftragnehmer haftet nur für Schäden, die durch vorsätzliches oder
grob fahrlässiges Handeln verursacht sind, sowie bei der Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, so weit die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
wird, bei Fehlen zugesicherter Eigenschaften und in Fällen zwingender
Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. Bei schuldhafter Verletzung
wesentlicher Vertragspflichten wird nur für vertragstypische, vorhersehbare
Schäden gehaftet.
(2) Im übrigen gelten für die Haftung des Auftragnehmers bei Fahrlässigkeit
nachfolgende Regelungen:
Schadensersatzansprüche wegen Mangelfolgeschäden, aus positiver
Vertragsverletzung, Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter
Handlung sind ausgeschlossen. Hat der Auftrag Lohnveredelungsarbeiten
oder Weiterverarbeitung von Druckerzeugnissen zum Gegenstand, so haftet
der Auftragnehmer nicht für die dadurch verursachte Beeinträchtigung des 
zu veredelnden oder weiterzuverarbeitenden Erzeugnisses. Schadens-
ersatzansprüche wegen Unmöglichkeit und Verzug sind beschränkt auf die
Höhe des Auftragswertes (Eigenleistung ausschließlich Vorleistung und
Material).
(3) Vorstehende Haftungsbeschränkungen gelten im gleichen Umfang für die
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des Auftragnehmers.
(4) Werden Schadensersatzansprüche geltend gemacht, so müssen sie inner-
halb von vier Monaten nach schriftlicher Ablehnung des Auftragnehmers kla-
geweise geltend gemacht werden. Eine spätere Geltendmachung ist ausge-
schlossen, es sei denn, dass ein Beweissicherungsverfahren eingeleitet
wurde.

VIII. Handelsbrauch
Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie.

IX. Archivierung
Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere Daten und
Datenträger, werden nur nach ausdrücklicher Vereinbarung und gegen beson-
dere Vergütung über den Zeitpunkt der Übergabe des Endprodukts an den
Auftraggeber oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert. Sollen die vorbe-
zeichneten Gegenstände versichert werden, so hat dies bei fehlender
Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen. Die Rücksendung gelie-
ferter Vorlagen erfolgt auf Gefahr und für Rechnung des Auftraggebers. 

X. Urheberrecht
Für die Prüfung des Rechts der Vervielfältigung aller Druckvorlagen ist der
Auftraggeber allein verantwortlich. Der Auftraggeber trägt die wettbewerbs-
rechtliche Verantwortung für seine Druckvorlagen. Sollte die Druckerei auf-
grund wettbewerbsrechtlicher Verstöße in Anspruch genommen werden, kann
sie beim Auftraggeber Rückgriff nehmen. Das Urheberrecht und das Recht der
Vervielfältigung in jeglichem Verfahren und zu jeglichem Verwendungszweck
an eigenen Skizzen, Entwürfen, Originalen, Filmen und dergleichen verblei-
ben, vorbehaltlich ausdrücklicher anderweitiger Regelung, bei der Druckerei.
Nachdruck oder Vervielfältigung – gleichgültig in welchem Verfahren – auch
derjenigen Lieferungen, die nicht Gegenstand eines Urheberrechts oder eines
anderen gewerblichen Rechtsschutzes sind, ist ohne eine Genehmigung der
Druckerei nicht zulässig. Druckplatten (Metallplatten, Druckstöcke,
Prägeplatten usw.), -Zylinder, Lithographien, Kopiervorlagen (Negative und
Diapositive auf Film), Stanzen und digital gespeicherte Daten  bleiben
Eigentum der Druckerei, auch wenn sie gesondert in Rechnung  gestellt wer-
den. Die Druckerei ist nicht verpflichtet, Kopien von Kopiervorlagen an den
Besteller zu liefern. Für fremde Druckstöcke, Manuskripte und andere
Gegenstände, die nach Erledigung des Auftrages vom Auftraggeber binnen 
4 Wochen nicht angefordert sind, übernimmt die Druckerei keine Haftung. 
Bei Lieferungen nach Zeichnungen, Muster oder Angaben des Auftraggebers
stellt dieser den Auftragnehmer von allen Schutzrechtsansprüchen Dritter frei. 
Bei Vertragsverletzungen des Auftraggebers stehen seine Schutzrechte einer
Verwertung der Ware durch uns nicht entgegen.

XI. Erfüllungsort, Gerichtsstand, Wirksamkeit
(1) Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, soweit der Auftraggeber
Vollkaufmann im Sinne des HGB ist oder im Inland keinen allgemeinen
Gerichtsstand hat, für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden
Streitigkeiten einschließlich Scheck-, Wechsel- und Urkundsprozesse, der Sitz
des Auftragnehmers. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht
Anwendung. UN-Kaufrecht ist ausgeschlossen.
(2) Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrer Bestimmungen wird die
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt.

Stand: 1. Oktober 2003
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